
UNTERSTÜTZUNG DER VOM KRIEG 
IN DER UKRAINE GESCHÄDIGTEN 
PERSONEN
Zuwendungen

Seit Ausbruch des Krieges in der Ukraine besteht eine 
große Hilfsbereitschaft. Weltweit engagieren sich Staaten, 
Menschen und Unternehmen für die Ukraine und ihre 
Bevölkerung. Vielfach wird zu Spenden für die Ukraine 
aufgerufen. 

Für die steuerliche Abzugsfähigkeit der Spenden sind 
jedoch einige Voraussetzungen zu beachten. So können 
z. B. Spenden, die direkt an in der Ukraine ansässige 
Organisationen geleistet werden, nach deutschem Recht 
nicht abgezogen werden, da die Ukraine nicht Mitglied 
in der Europäischen Union oder Teil des Europäischen 
Wirtschaftsraums ist (§ 10b Abs. 1 Satz 2 EStG). Aus 
steuerlicher Sicht ist es daher ratsam, entweder inlän-
dische begünstigte Zuwendungsempfänger (z. B. gemein-
nützige Vereine bzw. Stiftungen, Städte oder Gemeinden) 
zu unterstützen, die in der Ukraine tätig sind bzw. den 
ukrainischen Flüchtlingen helfen oder die Spende zu-
nächst einem inländischen Zuwendungsempfänger zu-
kommen zu lassen, der diese dann an eine ukrainische 

Organisation weiterleitet (§ 58 Nr. 1 AO). Spenden an 
Organisationen mit Sitz in einem Mitgliedsstaat der 
Europäischen Union (z. B. Polen) oder des Europäischen 
Wirtschaftsraums sind ebenfalls abzugsfähig. Hierbei 
ist aber zu beachten, dass das Finanzamt regelmäßig 
weitere Nachweise darüber fordert, ob diese Organisa-
tionen nach deutschem Recht steuerbegünstigt wären 
(§ 10b Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 EStG).

Für eine Beantragung des Spendenabzugs in der Steuer-
erklärung wird üblicherweise eine Zuwendungsbestäti-
gung benötigt, die vom Empfänger der Spende auszustel-
len ist. In diesem Punkt hat das Bundesfi nanzministerium 
aber mit Schreiben vom 17.03.2022 eine Erleichterung für 
Geldspenden geschaff en, die auf ein für die Ukraine-Hilfe 
eingerichtetes Spenden-Sonderkonto der öff entlichen
Hand oder der inländischen Wohlfahrtspfl egeverbände 
eingehen. Für diese Spenden ist bis zum Ende dieses 
Jahres keine Zuwendungsbestätigung erforderlich. Als 
Nachweis der Spende genügt stattdessen der Bareinzah-
lungsbeleg oder die Buchungsbestätigung eines Kredit-
institutes (zum Beispiel der Kontoauszug, der Lastschrift-
einzugsbeleg oder der Ausdruck beim Online-Banking). 

Anders als bei Geldspenden ist bei Sachspenden stets 
eine Zuwendungsbestätigung nach amtlichem Muster 
erforderlich, in der der Wert der hingegebenen Sache 
angegeben ist. 
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Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen können als 
Betriebsausgaben steuerlich geltend gemacht werden, 
wenn der Betrieb damit wirtschaftliche Vorteile verbindet 
(sogenanntes „Sponsoring“). Dabei gehen die Finanzämter 
schon dann von einem „wirtschaftlichen Vorteil“ aus, 
wenn bspw. Medien durch Berichterstattung auf die 
Spenden aufmerksam machen oder der Betrieb selbst  
auf seiner Website auf die Spenden hinweist. In diesem 
Fall geht der Betriebsausgabenabzug der steuerlichen 
Berücksichtigung als Spende vor.

Mittelverwendung:

Eine steuerbegünstigte Körperschaft darf ihre Mittel nur  
für solche gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen 
Zwecke verwenden, die sie selbst nach ihrer eigenen 
Satzung fördert (§ 55 Abs. 1 Nr. 1 AO). Daher könnte  
bspw. ein Sport-, Musik- oder Brauchtumsverein nach  
den allgemeinen Regelungen des Gemeinnützigkeitsrechts 
keine Maßnahmen zur Unterstützung der vom Krieg in  
der Ukraine geschädigten Personen durchführen, da  
diese der Verwirklichung mildtätiger Zwecke und nicht  
der Sport-, Musik- bzw. Brauchtumsförderung dienen.

Um gerade ein solches Engagement dennoch zu ermög- 
lichen, hat das Bundesministerium der Finanzen mit 
Schreiben vom 17.03.2022 festgelegt, dass auch steuer- 
begünstigte Körperschaften, die keine mildtätigen Zwecke 
fördern, ihre Mittel ohne Änderung der Satzung unmittel-
bar zur Unterstützung der vom Krieg in der Ukraine ge- 
schädigten Menschen einsetzen dürfen. Somit kann z. B. 
auch ein Musikverein Hilfsgüter sammeln oder erwerben, 
transportieren und an die Hilfebedürftigen verteilen. Stellt 
eine steuerbegünstigte Körperschaft entgeltlich Personal, 
Räumlichkeiten, Sachmittel oder andere Leistungen in 
Bereichen zur Verfügung, die für die Bewältigung der 
Auswirkungen und Folgen des Krieges in der Ukraine 
notwendig sind, kann diese Betätigung aus Billigkeits- 
gründen dem begünstigten Zweckbetrieb i. S. d. § 65 ff. AO 
zugeordnet werden. Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn 
ein gemeinnütziger Sportverein in seinen Räumlichkeiten 
gegen Entgelt Kriegsflüchtlinge versorgt, betreut oder 
unterbringt. Die Einnahmen aus dieser Tätigkeit können 
dann dem steuerbegünstigten Zweckbetrieb zugeordnet 
werden (§ 68 Nr. 1 Buchstabe c AO). Genauso wie die Re- 
gelungen zu den Zuwendungen sind auch diese Billigkeits-

maßnahmen bis zum 31.12.2022 begrenzt. Unabhängig 
davon ist es einer steuerbegünstigten Körperschaft im 
Rahmen des § 58 Nr. 1 AO jedoch auch ohne Billigkeitsre-
gelung erlaubt, einer anderen Körperschaft oder einer 
juristischen Person des öffentlichen Rechts Geld- und 
Sachmittel weiterzuleiten, damit diese damit (ihre) steuer-
begünstigten Zwecke umsetzen kann. Die Finanzämter 
fordern in diesem Zusammenhang nicht, dass die Zwecke 
von Geberkörperschaft und Mittelempfänger identisch sein 
müssen. 

Damit kann auch eine Körperschaft, die keine mildtätigen 
Zwecke verfolgt, ihre Mittel einer (steuerbegünstigten) 
Körperschaft oder juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts weiterleiten, um deren Hilfsmaßnahmen zugunsten 
der vom Krieg in der Ukraine betroffenen Personen zu 
unterstützen. Beispielsweise kann ein Fußballverein eine 
Spendenaktion für Geschädigte des Krieges in der Ukraine 
starten und die im Zuge dieser Sonderaktion eingeworbe-
nen Spenden an ein steuerbegünstigtes Krankenhaus oder 
eine steuerbegünstigte Hilfsorganisation weiterleiten.

Es ist jedoch zu beachten, dass diese großzügige Sichtweise 
der Finanzverwaltung ausschließlich für das Besteuerungs-
verfahren gilt. Insbesondere bei Stiftungen ist daher zu 
prüfen, ob solche Mittelweitergaben von den stiftungsrecht-
lichen Bestimmungen gedeckt sind. Bei Zweifelsfragen 
sprechen Sie uns daher gerne an.

AUSLANDSTÄTIGKEITEN

Die zunehmende Globalisierung macht auch vor dem Non- 
Profit-Sektor nicht halt. Längst verwirklichen nicht nur 
Entwicklungshilfe-Organisationen ihre steuerbegünstigten 
Zwecke zu einem Teil auch im Ausland. Dies ist dem 
Grunde nach auch zulässig, denn das Gemeinnützigkeits-
recht sieht insoweit keine Beschränkung auf das Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland vor. 

Dennoch sind einige Besonderheiten zu beachten, wenn 
eine inländische steuerbegünstigte Körperschaft im Aus- 
land tätig wird oder ihre Geld- bzw. Sachmittel ins Aus- 
land weitergibt.
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Werden steuerbegünstigte Zwecke im Ausland verwirk-
licht, ist zunächst § 51 Abs. 2 AO zu beachten, wonach die 
Anerkennung der Steuervergünstigung voraussetzt, dass 
natürliche Personen mit Wohnsitz oder gewöhnlichem 
Aufenthalt in Deutschland gefördert werden oder die 
Tätigkeit der Körperschaft neben der Verwirklichung  
der steuerbegünstigten Zwecke auch zum Ansehen der 
Bundesrepublik Deutschland im Ausland beitragen kann. 
Speziell bei in Deutschland ansässigen Körperschaften  
ist dies Voraussetzung jedoch unproblematisch, da deren 
Handeln im Ausland stets einen Beitrag zum Ansehen  
der Bundesrepublik Deutschland leistet (siehe auch  
AEAO Nr. 7 zu § 51).

Die ordnungsgemäße Zweckverwirklichung im Ausland  
ist dem Finanzamt gegenüber nachzuweisen. Dabei greift 
eine erhöhte Mitwirkungs- und Beweisvorsorgepflicht  
(§ 90 Abs. 2 AO). Als Nachweise kommen beispielsweise 
folgende Unterlagen in Betracht (siehe auch Verfügung 
des Bayerischen Landesamts für Steuern vom 09.08.2021,  
S 0170.1.1-3/7 St31):

	� Im Zusammenhang mit der Mittelverwendung abge-
schlossene Verträge,

	� ausführliche Tätigkeitsbeschreibungen der im Ausland 
entfalteten Aktivitäten,

	� Material über die getätigten Projekte (z. B. Prospekte 
oder Presseveröffentlichungen),

	� Gutachten eines Wirtschaftsprüfers etc. bei großen 
oder andauernden Projekten,

	
	� Zuwendungsbescheide ausländischer Behörden, wenn 

die Maßnahmen dort durch Zuschüsse gefördert 
werden und

	� Bestätigungen einer deutschen Auslandsvertretung.

Neben der eigenen Zweckverwirklichung im Ausland durch 
die steuerbegünstigte Körperschaft selbst ist es auch zu- 
lässig, einer ausländischen Körperschaft oder juristischen 
Person des öffentlichen Rechts Mittel zur Verwirklichung 
steuerbegünstigter Zwecke zuzuwenden (§ 58 Nr. 1 AO). 
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Handelt es sich bei dem Mittelempfänger um eine 
beschränkt steuerpflichtige Körperschaft aus einem EU- 
bzw. EWR-Mitgliedsstaat, so muss die Körperschaft auch 
selbst steuerbegünstigt sein (§ 58 Nr. 1 Satz 3 AO). Mit 
dieser Neuregelung wurde die Mittelweitergabe in das 
europäische Ausland im Rahmen des Jahressteuergesetzes 
2020 eingeschränkt. Steuerbegünstigte Körperschaften,  
die regelmäßig Mittel ins Ausland weitergeben, sollten 
daher überprüfen, ob etwaige Mittelempfänger im EU-/
EWR-Ausland inländische Einkünfte erzielen und damit 
unter Umständen unter den neuen Ausschlusstatbestand 
fallen.

Ist ein beschränkt steuerpflichtiger Mittelempfänger aus 
einem EU/EWR-Staat auch selbst steuerbegünstigt und 
kann demnach Mittel im Rahmen des § 58 Nr. 1 AO 
entgegennehmen, genügt als Nachweis hierfür eine 
(elektronische) Kopie eines höchstens fünf Jahre alten 
Freistellungsbescheids bzw. eines höchstens drei Jahre 
alten Feststellungsbescheids gemäß § 60a AO (siehe  
auch § 58a AO). 

Ist der Mittelempfänger eine ausländische nicht beschränkt 
steuerpflichtige Körperschaft oder eine beschränkt steuer-
pflichtige Körperschaft aus einem Nicht-EU-/EWR-Staat,  
so ist eine Mittelweitergabe gemäß § 58 Nr. 1 AO ebenfalls 
möglich (vgl. AEAO Nr. 2 zu § 58). In diesen Fällen sollten 
vom Mittelempfänger geeignete Nachweise verlangt wer- 
den, um die Verwendung für steuerbegünstigte Zwecke 
dem Finanzamt gegenüber belegen zu können. Hierbei 
sind dieselben Unterlagen denkbar wie bei der eigenen 
Zweckverwirklichung im Ausland (siehe Aufzählung oben).

Wird ein steuerbegünstigter Zweck ausschließlich durch 
Mittelweitergabe (ins Ausland oder im Inland) verwirk-
licht, muss dies in der Satzung verankert werden (§ 58  
Nr. 1 Satz 4 AO).
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DIE KANZLEI LAUFENBERG MICHELS UND PARTNER  
ist Ihr Spezialist für Steuerberatung, Vermögens- 
planung und Wirtschaftsprüfung.

Unser „Non-Profit-Brief“ wird regelmäßig von 
unserem Kompetenz-Zentrum für gemeinnützige 
Unternehmen veröffentlicht und richtet sich mit 
aktuellen Steuerthemen an Wohlfahrtsverbände 
und andere gemeinnützige Einrichtungen.

Wir freuen uns über Ihre Anregungen zum 
Non-Profit-Brief. Wenn Sie den Non-Profit-Brief 
nicht mehr beziehen möchten, senden Sie 
bitte eine E-Mail an newsletter@laufmich.de.

Joachim von Wrede
Wirtschaftsprüfer
Steuerberater
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VERMÖGENSANFALL
Das Vermögen einer steuerbegünstigten Körperschaft ist 
auch über ihr Bestehen hinaus für gemeinnützige, mild- 
tätige oder kirchliche Zwecke gebunden. Dazu muss die 
Satzung eine Vermögensbindungsklausel enthalten, die 
die Vorgaben von § 5 der Mustersatzung (Anlage 1 zu  
§ 60 AO) erfüllt. Gemäß § 61 Abs. 1 AO ist diese Klausel 
dann steuerlich ausreichend, wenn der Zweck, für den 
das Vermögen bei Auflösung oder Aufhebung der Körper-
schaft oder bei Wegfall ihres bisherigen Zwecks verwendet 
werden soll, in der Satzung so genau bestimmt ist, dass 
aufgrund der Satzung geprüft werden kann, ob der Ver- 
wendungszweck steuerbegünstigt ist. Der Bundesfinanz- 
hof hat nun in einem aktuellen Urteil noch einmal klar- 
gestellt, dass es für die steuerliche Anerkennung nicht 
ausreicht, wenn die Vermögenbindungsklausel nur die 
Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft und nicht  
den Wegfall des steuerbegünstigten Zwecks erfasst. 
Stattdessen genügt eine Satzung nur dann dem Grund- 
satz der satzungsmäßigen Vermögensbindung (§§ 61 
Abs. 1, 55 Abs. 1 Nr. 4 AO), wenn sie auch eine aus- 
drückliche Regelung für den Wegfall des bisherigen 
Zwecks der Körperschaft enthält (BFH-Urteil vom 26. 
August 2021, V R 11/20, BStBl II 2022, 202). Dies sollte 
insbesondere bei Neugründungen von steuerbegünstig- 
ten Körperschaften beachtet werden.
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